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Der französische .Anspruch an die Länderba.nk. 
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Die Abg. R d n n e r und Genossen haben am 30. Mai d.J. an den 
. geplante 

Bundeskanzler die Anfrage gerichtet, ob er bereit sei, d~e 

Auslieferung der Österreichischen Länderbank an die Zentralouropäischc 

Länderb~ zu verhindern. 

In Beantwortung teilt Bundeskanzler Dr~h.c.lng. F i g I mit: 

nSchon zur Zeit der Staatsvertragsverhandlungen in Moslwli. hat die 

französisohe Regiorung hinsichtlich der' Österreichischon Länderbank, 

die zur Zeit des Na2;i-Regimes der Banque dos P?-ys de l'Europe Centralo 

abgekauft worden war, Rüokst(,)llungsansprüche zu Gunsten einer frnnzösi­

'Bohon Bank geltend gemacht. Ddrese Ansprüche sind vem lUnisterrat einem 

viergliodrigon Ministerkomitee zur Überprüfung vorgelegt worden, das 

zur Erkenntnis kam, daß die französische Bank mit ihren Rückstcl1ungs-

. ansprüchen zYleifel:-los durchdringen "1;1Ürdc, denn die Banque des Pays de 

ItEurope Centrale hätte die gut florierende Widner Zweigniederlassung 

niomale~auft, uennsio nicht durch die damaligen Verhältnisso da.~u 

gczfNngen uordon wäre. Daran ändere auch nicllts der Umstand~ daß der 

Prois, den die französische Bank für die tJberlassung der WiencI' Zweig­

anstalt erhalten habe, ein angemessener gcuescn sei. 

:Nach langen und mühevollen Verhandlungen ist es im Jahre 19~8 

zu einem Vergleich zwischen der öster:r:'eichischen Regierung und den 

Franzosen gekommen~wonach sich die französische Bank mit einer 30 pro­

zontigen Betoiligung an dar künftigen Österreichischen Länderbank .h.G. 

zufrieden gab, was unter den oben geschilderten Verhältnissen als eine 

für Österreich annehmbare Lös~g zu begrüßen uar, umsomehr, als der 

gesamte 1948 zur Zeichnung der 30 Prozent der Aktien~eiligung erfor­

dorliche Gegenwert von 2.5 Millionen Dollar, nämlich 25 Millionen Schil­

ling,· vom französischen Elemünt aus seinen BesatzunGSko~j'1i(7)n:c.t~d.len 

zur Verfügung gestalt wurde, so daß die Hinterlegung,dieses Betrages 

auf ein Sperrkonto bei der Östcrroichischen Nationalbank keino zusätz ... 

liehe Belastung ÖsterreiG:ls bodeu tote. Die im Frühj ohr 1951 erfolgte 

tiberweisung der 25 Millionen Schilling als Kapitaleinlage an die Öater-
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reio11ische Länderbank fl.G. ist erfolgt, um. den bei der Österroichischon 

Na.tionalbank ungonützt liegenden Betrag der östorroichischen Wirtschaft 

nut zbar zu machen und scine VOl1 zinsung zu ermöglichen. 

Was die von den Herren Int~rpe1lanten a~fgouortone Frage der 

Sanierung der Länderbanl'= betrifft, :SI; folgendes zu sa.gens 

Die Ländorbank ist ein östorreichisches Kreditunternehmen '7io alle 

anderen österreichischen Krediti,mtcrnehmungen und untersteht ebenso wie 

diese den österreiohischon Gesetzen. ~ie ist ein Teil des östorreichi­

sehen Kreditapparates, an dessen ein\1andfreicm Funktionieren dio öster­

re1chischo Wirtschaft ein eminentes Interesse hat. Es ist zu bekannt, 

a.ls daß os besondars hervorgehobe~ 'Herden brauchte, daß die östorrei­

chischen Kreditunternehmungpn währond der dCuEchen Okkupation gozvrungcn 

uaron, cinan erhoblichen Teil ihrer Aktiven nach Berlin abzuführen und 

daß sio dafür deutscho Aktiven erhalten haben, Reichswechsel, Reichs ... 

schatzanweisungen, Rei chsanloihen und dergleichen, di 0 heute zum größten 

Teil als wertlos angesehen uorden müssen. Die von den Herrn Fragestel­

lern Saniorung genannten Maßnahmen zur Wiederherstollung dos österrei­

chischen Kroditapparates sollen nun darin bestehen, die Krodituntorneh­

mungen von don 'wortlos get/ordenen deutschen Rriegaa.k;tive:.u ru befreien 

und damit deh Zustand zu beseitigen, "~ß ihren Ein-.l8,gevorpflioh tungen 

zum Teil wertlo~e deu tacho Va'rpflichtungon gegenüberstehen. Die als 

notnendig erkannten Maßnahmen sind daher ausschließlich Ma.ßnahmen zU 

Gunstell der Einlegcr, nicht aber der Kredi tuntcrnollmungol1 selbst. .Auch 
die Herren Fragesteller norden gardß . nicht 1.7ollen,daß die Einleger 
der Länderbank schlechter bohandel t Ylerden als die der übrigen Kradi t­
unternehmungen, denn oine Gefährdung der Einleger der Länderbank- müßte 
sich 10 tzten 'Endes zum Schaden der .t...rbc:itnehmcr dieser Einleger aus­
wirken. Daß bei einer duroh dia Rückstc1lungsgesetzgobung bogründeten 
Zurückgabe von 30Prozent clcs .Aktienkapitals on die früheron Inhaber 
von 100 Proz c.nt von einer Reprivatisi erung der Österreichischen Länder­
bank nicht die Rede sein kann, ergibt sich aus dem Prozentsatz von 
selbst. .. ' 

Durch diese den Tatsachen entsprechendo Festet l..lllung dos \1a11lOn 
Snchverhaltcs glaubo ich, der Einzelbennt'Hortung der vier ~mfragon, 
die offenbar nur 17egon Unkenntnis der Sachlage von 11illiardengoschnn­
ken an dns ausländische Kapital, von einer Gefährclung der Unnbhängig­
keit Österreichs, der Auslieferung der Österreichischon Länderbank 
und von "wirtschaftlichem Hochverrat sprechen, enthobon zu sein. tI 

.... -.-.-.-
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